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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
[bookmark: restart]A.	in der Erwägung, dass die Union gemäß Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz fördert; in der Erwägung, dass die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ein Grundprinzip der Europäischen Union ist; in der Erwägung, dass die Union gemäß Artikel 9 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen den Erfordernissen im Zusammenhang mit der Förderung eines hohen Beschäftigungsniveaus, mit der Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, mit der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung sowie mit einem hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzes Rechnung trägt; in der Erwägung, dass in Artikel 45 Absatz 2 AEUV die Gleichbehandlung festgelegt ist, wonach jede auf der Staatsangehörigkeit beruhende unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen untersagt ist;
B.	in der Erwägung, dass es über 2,3 Millionen Entsendevorgänge für die Erbringung von Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedstaat gibt; in der Erwägung, dass der freie Dienstleistungsverkehr für den Binnenmarkt von entscheidender Bedeutung ist und dem Wohlergehen aller dienen sollte; in der Erwägung, dass der freie Dienstleistungsverkehr und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer im Binnenmarkt unter gleichzeitiger Wahrung der Rechte der Arbeitnehmer zulässig sein sollten, ohne dass den Unternehmen das Recht gewährt wird, Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten im Bereich Soziales und Beschäftigung zu umgehen; in der Erwägung, dass ökologische und soziale Erwägungen gebührend berücksichtigt werden müssen, um den Weg für einen nachhaltigen Dienstleistungsmarkt ohne Umwelt- und Sozialdumping zu ebnen;
C.	in der Erwägung, dass ein stärker integrierter und vernetzter Dienstleistungsmarkt notwendig ist, um den Klimawandel zu bekämpfen; in der Erwägung, dass wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Erwägungen gleichermaßen Rechnung getragen werden muss, um im Sinne des gerechten Übergangs den Weg für einen nachhaltigen Dienstleistungsmarkt ohne Umwelt- und Sozialdumping zu ebnen;
D.	in der Erwägung, dass der freie Dienstleistungsverkehr es den Unternehmen ermöglicht, bei Einstellungen aus einem größeren Talentpool zu schöpfen, in dem sich insbesondere junge Menschen, Migrantinnen und Migranten und Langzeitarbeitslose befinden; in der Erwägung, dass der Binnenmarkt nur dann nachhaltig sein und zur Steigerung des Wohlstands beitragen kann, wenn er auf fairen und gemeinsamen Regeln beruht; in der Erwägung, dass der Schutz und die Förderung fairer Löhne, der Geschlechtergleichstellung sowie menschenwürdiger Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen eine Schlüsselfunktion bei der Schaffung eines gut funktionierenden, fairen und nachhaltigen Binnenmarktes für hochwertige Dienstleistungen haben; in der Erwägung, dass die Unionsrechtsvorschriften über den freien und fairen Personen-, Waren- und Dienstleistungsverkehr und die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in dieser Hinsicht wirksam und einheitlich durchgesetzt und überwacht werden müssen; in der Erwägung, dass die Aufgabe der Europäischen Arbeitsbehörde (ELA) hauptsächlich darin besteht, die Einhaltung der Unionsrechtsvorschriften im Bereich der Arbeitskräftemobilität zu überwachen;
E.	in der Erwägung, dass 27 % des Mehrwerts der fertigen Erzeugnisse in der EU durch Dienstleistungen generiert werden und dass hinter dem verarbeitenden Gewerbe 14 Mio. Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor stehen[footnoteRef:1]; [1:  Eva Rytter Synesen, Martin Hvidt Thelle: Copenhagen Economics, Kopenhagen 2018: „Making EU Trade in Services Work for All“ (So funktioniert der EU-Dienstleistungshandel für alle).] 

F.	in der Erwägung, dass der freie Dienstleistungsverkehr nicht zu einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, wozu auch die Gesundheit und die Sicherheit der Arbeitnehmer zählen, führen sollte; in der Erwägung, dass die derzeitige Krise Mängel beim Schutz von mobilen Arbeitnehmern und entsandten Arbeitnehmern offenbart hat; in der Erwägung, dass der Schwerpunkt der Leitlinien der Kommission zur Wiederherstellung der Freizügigkeit eher auf der Erbringung sicherer Dienstleistungen für die Einwohnerinnen und Einwohner als darauf lag, für sichere Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer zu sorgen; in der Erwägung, dass der massive Ausbruch von COVID-19 die potenziellen Auswirkungen schlechter Arbeitsbedingungen auf mobile Arbeitnehmer verdeutlicht;
G.	in der Erwägung, dass die Mehrheit der Arbeitnehmer in der Europäischen Union bei kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) beschäftigt ist; in der Erwägung, dass es immer noch zu Verstößen gegen die Unionsrechtsvorschriften über die Erbringung von Dienstleistungen kommt; in der Erwägung, dass KMU für solche Verstöße am anfälligsten sind; in der Erwägung, dass die Unternehmen durch Initiativen, die sich an KMU und Start-up-Unternehmen richten, dabei unterstützt werden sollten, die geltenden Vorschriften einzuhalten; in der Erwägung, dass unlauterer Wettbewerb eine der Hauptursachen für Schwierigkeiten von KMU ist;
H.	in der Erwägung, dass sich die sozialen Folgen des freien Dienstleistungsverkehrs sowohl günstig als auch ungünstig auf die Herkunftsregionen der mobilen Arbeitnehmer und auf die Regionen, in denen sie beschäftigt sind, auswirken können; in der Erwägung, dass der Erfolg der industriellen Erneuerung in erheblichem Umfang von den demografischen Herausforderungen in der EU beeinflusst wird; in der Erwägung, dass die EU folglich eine schlüssige Kohäsionspolitik und eine faire und geografisch ausgewogene Industriestrategie benötigt, mit denen zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur sozialen Aufwärtskonvergenz beigetragen wird; in der Erwägung, dass eine wirksame Regulierung und Tarifverträge von entscheidender Bedeutung sind, wenn es darum geht, für menschenwürdige Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, hochwertige Dienstleistungen und fairen Wettbewerb zu sorgen;
I.	in der Erwägung, dass das Ziel der Richtlinie über die Barrierefreiheitsanforderungen darin besteht, durch die Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Barrierefreiheitsanforderungen für bestimmte Dienstleistungen zum reibungslosen Funktionieren des Binnenmarkts beizutragen, insbesondere dadurch, dass Hindernisse für den freien Verkehr bestimmter barrierefreier Produkte und Dienstleistungen, die sich aus unterschiedlichen Barrierefreiheitsanforderungen in den Mitgliedstaaten ergeben, beseitigt werden und der Errichtung derartiger Hindernisse vorgebeugt wird, und in der Erwägung, dass die Nachfrage nach barrierefreien Dienstleistungen hoch ist und die Zahl der Menschen mit Behinderungen voraussichtlich erheblich zunimmt;
J.	in der Erwägung, dass der freie Dienstleistungsverkehr den Grundsätzen der europäischen Säule sozialer Rechte entsprechen und die weitere Umsetzung der Säule nicht beeinträchtigen sollte; in der Erwägung, dass das Recht der öffentlichen Behörden und der Mitgliedstaaten, im Dienstleistungssektor Vorschriften zu erlassen, sofern diese Dienste im allgemeinen Interesse liegen, unbedingt beibehalten werden muss; in der Erwägung, dass soziale Dienste, Gesundheitsdienste und andere öffentliche Dienstleistungen ganz oder teilweise von der Dienstleistungsrichtlinie ausgenommen sind und damit der besondere Regulierungsrahmen gewürdigt wird, der erforderlich ist, damit diese Dienste im allgemeinen Interesse im Sinne von Protokoll Nr. 26 zum AEUV und Artikel 14 AEUV zur Verfügung gestellt werden können;
K.	in der Erwägung, dass es kein EU-weites System für eine systematische Datenerhebung gibt, in dem geeignete Daten über mobile Arbeitnehmer erfasst werden oder das es ihnen ermöglichen würde, ihren Sozialversicherungsstatus leicht und rasch festzustellen und die einzelnen erworbenen Ansprüche geltend zu machen; in der Erwägung, dass der Zugang zu Informationen über geltende Vorschriften sowie deren wirksame Einhaltung, Überwachung und Durchsetzung notwendige Voraussetzungen für eine faire Mobilität und Maßnahmen gegen die missbräuchliche Nutzung des Systems sind; in der Erwägung, dass deshalb digitale Technologie, durch die die Kontrolle und Durchsetzung der Rechtsvorschriften zum Schutz der Rechte mobiler Arbeitnehmer erleichtert werden können, unter Einhaltung der Datenschutzvorschriften gefördert und eingesetzt werden sollte;
1.	weist erneut darauf hin, dass durch den freien Dienstleistungsverkehr zum Wirtschaftswachstum in der EU beigetragen wird und Erwerbsmöglichkeiten geschaffen werden; stellt fest, dass das Bestimmungslandprinzip das Leitprinzip der Dienstleistungsrichtlinie ist, und ist der Ansicht, dass diese Bestimmung nicht geändert werden sollte; betont, dass im freien Dienstleistungsverkehr die Arbeitnehmer- und Sozialrechte gewahrt werden müssen; weist darauf hin, dass die Grundsätze der Gleichbehandlung und der Freizügigkeit nicht nur für Dienstleistungserbringer, sondern gleichermaßen für Arbeitnehmer gelten; ist der Ansicht, dass der freie Dienstleistungsverkehr mit der freien und fairen Mobilität der diese Dienstleistungen erbringenden Arbeitsnehmer einhergeht und dass es dem Binnenmarkt zugutekommt, wenn die Vorschriften über Arbeitsbedingungen eingehalten werden sowie für den Schutz der Gesundheit der mobilen Arbeitnehmer und für deren Sicherheit gesorgt wird; hebt hervor, dass durch die Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte als Mindeststandard zur Stärkung der Rechte und des Schutzes der Arbeitnehmer in der Union beigetragen werden könnte;
2.	betont, dass die Rechtsvorschriften der Union über den freien Dienstleistungsverkehr in keiner Weise die Ausübung der in den Mitgliedstaaten und auf Unionsebene anerkannten Grundrechte, einschließlich des Streikrechts oder des Rechts auf Durchführung anderer Maßnahmen, die unter die spezifischen Systeme der Wirtschaftsbeziehungen in den Mitgliedstaaten gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten fallen, beeinträchtigen und auch nicht das Recht berühren dürfen, Tarifverträge auszuhandeln, abzuschließen und durchzusetzen oder kollektive Maßnahmen im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten zu ergreifen; betont, dass hochwertige Rechtsvorschriften und ihre wirksame Umsetzung eine auf lange Sicht angelegte Investition sind;
3.	fordert eine effizientere Koordinierung auf EU-Ebene und ein stärkeres Engagement für die Bewältigung der wichtigsten sozialen Herausforderungen unter Wahrung der Vielfalt der Systeme in den Mitgliedstaaten und unter Achtung der in den Verträgen verankerten Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten sowie der Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Subsidiarität; weist erneut darauf hin, dass die Mitgliedstaaten das Recht haben, über die in den Richtlinien der Europäischen Union festgelegten Mindestniveaus hinauszugehen, sofern sie damit keine ungebührlichen und unverhältnismäßigen Hindernisse errichten; hebt hervor, dass die Mitgliedstaaten bei der Erhebung von Daten über mobile Arbeitnehmer gut zusammenarbeiten müssen, um durch nationale Gepflogenheiten entstandene Datenlücken zu schließen, einen besseren Zugang zu den verfügbaren Informationen zu erhalten und einen verlässlichen und zugänglichen Binnenarbeitsmarkt zu schaffen;
4.	fordert die Mitgliedstaaten auf, im Einklang mit den Rechtsvorschriften der Union auf einheitlichen Websites sämtliche Informationen zu veröffentlichen, die die Entsendebestimmungen betreffen, insbesondere Informationen über lokale und regionale, aber auch über allgemeingültige Tarifverträge; betont, dass der Zugang zu Informationen von entscheidender Bedeutung ist, weil er den Arbeitgebern Rechtsklarheit bietet und einen besseren Schutz der Arbeitnehmerrechte ermöglicht; fordert die Mitgliedstaaten auf, die überarbeitete Richtlinie über die Entsendung von Arbeitnehmern ordnungsgemäß und rechtzeitig umzusetzen, um entsandte Arbeitnehmer während ihrer Entsendung in Bezug auf die Freiheit, Dienstleistungen zu erbringen, zu schützen, indem verbindliche Bestimmungen über die Arbeitsbedingungen und den Schutz der Gesundheit und die Sicherheit der Arbeitnehmer festgelegt werden; fordert die Kommission auf, Vorkehrungen für den Schutz der Rechte der Arbeitnehmer in Bezug auf die Freiheit, Dienstleistungen zu erbringen, zu treffen; fordert die Kommission auf, die Überwachung des Fortschritts der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung und Durchführung von Rechtsvorschriften fortzuführen und gemeinsam mit den Mitgliedstaaten, Sozialpartnern und Interessenträgern transparente und partizipative Bewertungen auszuarbeiten, die auf quantitativen und qualitativen Kriterien beruhen sollten;
5.	betont, dass die Ambitionen des europäischen Grünen Deals und das Erfordernis gerechter Übergänge auch in der Herangehensweise an den Dienstleistungsbinnenmarkt zum Ausdruck kommen müssen, indem strenge Sozial- und Umweltschutznormen als Voraussetzung für Produktivitätssteigerungen gefördert werden; hebt hervor, dass der Vergabe öffentlicher Aufträge bei der Verwirklichung dieser Ziele ein hoher Stellenwert zukommen sollte; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, das Bewusstsein für die bestehenden Systeme[footnoteRef:2] zur Förderung ökologischer Dienstleistungen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge[footnoteRef:3] zu schärfen und diese Systeme besser zu nutzen, um die Kreislaufwirtschaft zu verwirklichen; erachtet Dienstleistungen als sehr wichtig, mit denen eine messbare Verkleinerung des ökologischen Fußabdrucks begünstigt wird (ökologische Dienstleistungen)[footnoteRef:4]; fordert die Kommission auf, mit der Ausarbeitung einer gemeinsamen Definition von ökologischen Dienstleistungen zu beginnen; [2:  Beispiel: https://ec.europa.eu/environment/gpp/pdf/190927_EU_GPP_criteria_for_food_and_catering_services_SWD_(2019)_366_final.pdf]  [3:  Fachabteilung des Europäischen Parlaments, Europäische Union 2020: „The European Services Sector and the Green Transition“ (Der Dienstleistungssektor in der Union und der Übergang zu einer umweltverträglichen Wirtschaft), abrufbar unter https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/648768/IPOL_BRI(2020)648768_EN.pdf]  [4:  Fachabteilung des Europäischen Parlaments, Europäische Union 2020: „The European Services Sector and the Green Transition“ (Der Dienstleistungssektor in der Union und der Übergang zu einer umweltverträglichen Wirtschaft), abrufbar unter https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/648768/IPOL_BRI(2020)648768_EN.pdf] 

6.	betont, dass die Ziele der europäischen Säule sozialer Rechte, die Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung, der europäische Grüne Deal und die Strategie zur Gleichstellung der Geschlechter auch in der Herangehensweise an den Binnenmarkt für Dienstleistungen zum Ausdruck kommen müssen, indem strenge Sozial- und Umweltschutznormen als Voraussetzung für Produktivitätssteigerungen gefördert werden; hebt hervor, dass der Vergabe öffentlicher Aufträge bei der Verwirklichung dieser Ziele hohe Bedeutung zukommt;
7.	fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die lokalen Gebietskörperschaften auf, in Abstimmung mit den Sozialpartnern und der ELA konkrete branchenbezogene Strategien zu formulieren, mit denen die freiwillige Mobilität der Arbeitnehmer durch einschlägige öffentliche Maßnahmen und durch an die Qualifikationen der Arbeitnehmer angepasste Möglichkeiten einer hochwertigen Beschäftigung und eine angemessene Entlohnung sichergestellt, gefördert und erleichtert wird; fordert deshalb die Mitgliedstaaten auf, die Einhaltung der Vorschriften der Union über die Mobilität der Arbeitnehmer durchzusetzen, um für faire und gleiche Bedingungen für mobile Arbeitnehmer zu sorgen, zur sozialen Aufwärtskonvergenz beizutragen und die Verwaltungszusammenarbeit zwischen den nationalen Behörden des Mitgliedstaats und den lokalen Gebietskörperschaften zu intensivieren; erachtet es als sehr wichtig, dass der Dienstleistungsmarkt gut funktioniert, damit Jugendarbeitslosigkeit bekämpft werden kann und Menschen in Arbeit gebracht werden können;
8.	fordert die öffentlichen Stellen auf, keine ungerechtfertigten und unverhältnismäßigen Hindernisse für die Mobilität von Arbeitnehmern und Unternehmen zu errichten, mit denen die Bürgerinnen und Bürger um Arbeitsplätze, Wohlstand und Sozialleistungen bzw. Unternehmer um Chancen gebracht würden, den Dienstleistungssektor in der Union wiederzubeleben und zur Aufwärtskonvergenz und zum sozialen Zusammenhalt beizutragen; stellt jedoch fest, dass sich die Mitgliedstaaten gemäß der Entscheidung des Gerichtshofs zu Recht auf Gründe des öffentlichen Interesses berufen können, um die Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen zu begrenzen oder einzuschränken; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Bemühungen um die Bekämpfung der Schattenwirtschaft und nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit zu intensivieren, da sich diese Phänomene nachteilig auf den Schutz der Arbeitnehmer auswirken und den Wettbewerb verzerren; fordert gleichzeitig dazu auf, die Arbeitgeber dadurch zu unterstützen, dass für vorhersehbare und diskriminierungsfreie Bedingungen für ihre Betätigung gesorgt wird, sodass sie auch künftig Wirtschaftswachstum generieren und Arbeitsplätze anbieten können; ist der Ansicht, dass nationale Bestimmungen, Gepflogenheiten und Regelungen hinsichtlich des Zugangs zu bestimmten Berufen und Dienstleistungen und deren Ausübung bzw. Erbringung aus Gründen des Schutzes des öffentlichen Interesses und des Schutzes der Arbeitnehmer und/oder Verbraucher kein Hindernis für die Vertiefung des Binnenmarkts darstellen;
9.	hebt hervor, dass sich die COVID-19-Pandemie erheblich auf die Wirtschaft auswirkt und den freien Verkehr von Dienstleistungen und Arbeitnehmern gefährdet; begrüßt, dass die Kommission im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie bereits am 16. Juli 2020 Leitlinien für Saisonarbeitnehmer in der EU veröffentlicht hat, in denen die Ausübung der Freizügigkeit von Grenzgängern, entsandten Arbeitnehmern und Saisonarbeiternehmern behandelt wird; fordert in Anbetracht der außergewöhnlichen Lage, dass die Mitgliedstaaten rasch besondere Verfahren einführen, mit denen Grenzgängern und Saisonarbeitnehmern der Grenzübertritt gestattet und gleichzeitig für sichere Arbeitsbedingungen gesorgt wird; ist der Ansicht, dass nach dem Ende der COVID-19-Pandemie alle einschlägigen EU-Maßnahmen, insbesondere jene, die auf die Stärkung des Binnenmarkts abzielen, die erneute Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze und Möglichkeiten zur Erbringung von Dienstleistungen in der gesamten Union umfassen müssen, um die gleichberechtigte und nachhaltige Entwicklung aller EU-Regionen zu unterstützen; vertritt die Auffassung, dass durch die Ausarbeitung robuster und langfristig angelegter Strategien die Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze gefördert wird;
10.	ist der Ansicht, dass angesichts der Alterung der Gesellschaft in der Union der Mangel an qualifizierten Arbeitskräften zu einem immer größeren Problem wird und dass es daher für das gegenwärtige und künftige Überleben der Industrie ein entscheidender Faktor ist, ein an der Nachfrage ausgerichtetes Ausbildungssystem zu entwickeln, in dem den Hochschul- und Berufsbildungssystemen eine entscheidende Funktion zukommt und zudem nicht nur der Grundsatz des Generationenwechsels gefördert, sondern auch die Digitalisierung vorangebracht wird;
11.	fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob Schutzlücken bestehen und eine Überarbeitung der Richtlinie 2008/104/EG über Leiharbeit notwendig ist, um für menschenwürdige Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für Leiharbeitnehmer zu sorgen; erachtet es nach wie vor als sehr wichtig, die Sozialpartner in die Ausgestaltung und Anwendung von Regulierungsmaßnahmen einzubeziehen, die für die Erbringung von Dienstleistungen und die Ausübung von Berufen gelten sollen; hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass der Schutz der Arbeitnehmer und die Einbeziehung der Sozialpartner im Mittelpunkt stehen muss, wenn es gilt, das Funktionieren der Demokratie zu erhalten, das Wirtschaftswachstum zu sichern und strenge Sozial- und Umweltschutznormen aufrechtzuerhalten; fordert dazu auf, dass die Kommission sich dafür einsetzt und die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Gewerkschaften im Einklang mit den nationalen Gepflogenheiten Zugang zu den Arbeitsstätten erhalten; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zu ergreifen, um den sozialen Dialog und die Autonomie der Sozialpartner auszubauen und zu fördern und die Arbeitnehmer dabei zu unterstützen, sich zu organisieren, da dies von entscheidender Bedeutung dafür ist, hohe Standards für die Beschäftigung zu erreichen;
12.	fordert die Kommission auf, ihre diesbezüglichen Bemühungen zu intensivieren und dafür zu sorgen, dass die ELA unverzüglich ihre Tätigkeit aufnehmen kann, um die Anwendung und Durchsetzung des Unionsrechts zur Mobilität der Arbeitskräfte und zur Koordinierung der sozialen Absicherung zu verbessern;
13.	fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, konsequent auf die Digitalisierung öffentlicher Dienstleistungen hinzuarbeiten und alle Komponenten des Systems für den elektronischen Austausch von Sozialversicherungsdaten (EESSI) einzuführen, um die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den Sozialversicherungsträgern zu verbessern und die freie und faire Mobilität der Arbeitnehmer aus der Union zu fördern; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch bezüglich der Sozialversicherungssysteme zu verbessern;
14.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Gebrauch digitaler Instrumente zu fördern, und fordert die Mitgliedstaaten auf, die Gewerbeaufsichtsämter mit ausreichenden Mitteln auszustatten, damit sie gegen sämtliche Missstände vorgehen können; fordert die Kommission auf, eine Initiative für eine europäische Sozialversicherungsnummer vorzuschlagen, die Arbeitnehmern und Unternehmen Rechtssicherheit böte und gleichzeitig zur wirksamen Eindämmung der Praxis der Unterauftragsvergabe und zur Bekämpfung von Sozialbetrug – etwa Scheinselbstständigkeit, Scheinentsendungen und Briefkastenfirmen – herangezogen werden könnte; fordert zudem die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass die durchgeführten Kontrollen verhältnismäßig, begründet und diskriminierungsfrei sind; fordert die Kommission nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass die ELA so bald wie möglich voll funktionsfähig wird, damit eine bessere Koordinierung zwischen den nationalen Gewerbeaufsichtsämtern sichergestellt werden und grenzüberschreitendes Sozialdumping bekämpft werden kann;
15.	betont, dass zusätzliche Möglichkeiten geschaffen werden müssen, um Talente und Arbeitnehmer mit dringend benötigten Kompetenzen anzuziehen; fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die lokalen Gebietskörperschaften auf, in Abstimmung mit den Sozialpartnern die Höherqualifizierung und Umschulung von Arbeitnehmern zu fördern, damit sie uneingeschränkt Nutzen aus einer hochwertigen Beschäftigung ziehen können, insbesondere durch den Erwerb digitaler Fertigkeiten; fordert Verbesserungen bei der gegenseitigen Anerkennung der Kompatibilität von Fähigkeiten/Kompetenzen und Qualifikationen, die durch vorhandene Anerkennungsmechanismen wie das Portal zur beruflichen Mobilität EURES, die Online-Plattform Europass und das Klassifizierungssystem ESCO begünstigt werden;
16.	hebt hervor, dass durch den Vorschlag der Kommission für ein überarbeitetes Verfahren für die Notifizierung von Dienstleistungen die Interventionskapazitäten der Mitgliedstaaten und der lokalen Gebietskörperschaften übermäßig eingeschränkt würden und deren Gesetzgebungskompetenz im Dienstleistungsbereich beeinträchtigt würde; fordert die Kommission deshalb auf, diesen Vorschlag zurückzuziehen;
17.	weist erneut darauf hin, dass das Parlament am 21. Oktober 2019 die Kommission aufgefordert hat, ihren Vorschlag für eine elektronische europäische Dienstleistungskarte zurückzuziehen; fordert die Kommission deshalb abermals auf, diesen Vorschlag zurückzuziehen;
18.	betont, dass Arbeitnehmer mit Behinderungen nach wie vor auf mehrere Hindernisse stoßen, die es erschweren oder gar verunmöglichen, den freien Dienstleistungsverkehr uneingeschränkt zu nutzen; fordert die Mitgliedstaaten auf, unverzüglich den europäischen Rechtsakt zur Barrierefreiheit anzuwenden, um Barrieren für Arbeitnehmer mit Behinderungen wirksam abzubauen und sicherzustellen, dass barrierefreie Dienstleistungen verfügbar sind und Dienstleistungen unter angemessenen Bedingungen erbracht werden; hebt hervor, dass es von allergrößter Bedeutung ist, einen vollkommen barrierefreien Binnenmarkt zu verwirklichen, auf dem die Gleichbehandlung und wirtschaftliche und soziale Integration von Arbeitnehmern mit Behinderungen sichergestellt ist;
19.	fordert nachdrücklich, dass die Richtlinie (EU) 2019/882 über Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen umgesetzt wird;
20.	fordert die Kommission auf, die Aspekte des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit am Arbeitsplatz als Schlüssel zu einem sozialen und nachhaltigen Ausbau des Binnenmarkts und zur Schaffung eines fairen Wettbewerbs auf dem Binnenmarkt zu berücksichtigen; ist der Ansicht, dass die Kommission einen neuen und ehrgeizigen strategischen Rahmen der EU für den Schutz der Gesundheit und die Sicherheit am Arbeitsplatz verabschieden sollte, mit dem das Ziel verfolgt wird, die Zahl der Todesfälle am Arbeitsplatz auf null zu senken; fordert die Kommission auf, auch künftig verbindliche Grenzwerte für die berufsbedingte Exposition gegenüber Karzinogenen am Arbeitsplatz festzulegen;
[bookmark: _GoBack]21.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die EU-Vorschriften und die Koordinierung der nationalen Behörden zu verbessern, um die Aufdeckung von Steuerhinterziehung zu erleichtern; legt der Kommission und den Mitgliedstaaten nahe, einen verbindlichen Aktionsplan zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung vorzuschlagen.
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